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Anhang A

zur Zusatzvereinbarung zum SELECT-Vertrag zwischen der

Bundesrepublik Deutschland und der Microsoft Ireland Operations Limited

	Von der zutretenden Einrichtung auszufüllen:

	Microsoft Select-Vertrag Nr.
	72S70000

	Microsoft Select-Beitritt Nr.
	6500364

	Enddatum des Microsoft Select-Beitritts
	31.05.2014



Zutrittserklärung

Diese Zutrittserklärung wird von der unten angegebenen Einrichtung am Bitte Datum einfügen im Zusammenhang mit dem oben angegebenen Microsoft Select-Vertrag (der "Vertrag") und dem oben angegebenen Microsoft Select-Beitritt (der "Beitritt") eingereicht.

In dieser Zutrittserklärung bezeichnet der Begriff "zutretende Einrichtung" diejenige Einrichtung, die diese Zutrittserklärung einreicht. Alle sonstigen Begriffe dieser Zutritts​erklärung haben die Bedeutung, die ihnen in dem Vertrag und dem Beitritt  zugewiesen ist. 

Durch Unterzeichnung dieser Zutrittserklärung gibt die zutretende Einrichtung gegenüber Microsoft Ireland Operations Ltd. die folgenden Erklärungen ab:

1.
Die zutretende Einrichtung hat die Bestimmungen des Vertrages und des Beitritts sowie sämtlicher zugehöriger Verträge (insbesondere des Microsoft Business-Vertrages und der Produktbenutzungsrechte; zusammen im Folgenden die "Lizenzverträge") gelesen und erklärt sich damit einverstanden, die Bestimmungen der Lizenzverträge einzuhalten, so als ob es selbst Beitrittsunternehmen gemäß den Bestimmungen der Lizenzverträge wäre. Die zutretende Einrichtung verpflichtet sich insbesondere, (i) die Lizenzbedingungen der Lizenzverträge einzuhalten und (ii) eine Überprüfung der Vertragserfüllung durch Microsoft gemäß den Regelungen der Lizenzverträge zuzulassen. 

2.
Die zutretende Einrichtung versichert, dass sie eine "berechtigte Einrichtung" gemäß der Definition dieses Begriffs im Microsoft Business-Vertrag Nr. UM000216 vom 18.12.2003/29.12.2003“, zuletzt geändert durch die Zusatzvereinbarung vom 12.06.2007 Nr. CTM-1-GOG56T (wiedergegeben in Anhang B zur Zusatzvereinbarung zum Vertrag) ist.

Diese Zutrittserklärung endet mit dem Ablauf des Beitritts automatisch. Das Recht zur Kündigung aus wichtigem Grund bleibt unberührt.
	Name und Adresse der zutretenden Einrichtung:

     
     
     
     


	Datum

Ort

Name

Unterschrift
	     
____________________________________________________   

     

FILLIN "Insert title of signer for Lead Customer.  If unknown, hit enter."
____________________________________________________

     
____________________________________________________

____________________________________________________


Anhang B

zur Zusatzvereinbarung zum SELECT-Vertrag zwischen der

Bundesrepublik Deutschland und der Microsoft Ireland Operations Limited
(Öffnungsklausel - Zusatzvereinbarung CTM-1-GOG56T)
Präambel

Mit Datum vom 24. September 2001 haben die Parteien im Rahmen einer "Ersetzungsvereinbarung zur Microsoft Select-Rahmenvereinbarung Nr. 72-50011 vom 16.03./17.04.1997" (die "Ersetzungsvereinbarung") den Vertrag über die Lizenzierung von Microsoft-Softwareprodukten und am 29.12.2003 dazu eine Zweite Änderungsvereinbarung (die "Zweite Änderungsvereinbarung") abgeschlossen.

Die Parteien möchten nunmehr die Öffnungsklausel gemäß Ziffer 3.1 der Ersetzungsvereinbarung, die zuletzt im Rahmen der Zweiten Änderungsvereinbarung angepasst wurde, ändern.

Dies vorausgeschickt, vereinbaren die Parteien folgendes:

1.  Öffnungsklausel

1.1  Abweichend von Ziffer 1 der Zweiten Änderungsvereinbarung wird die Öffnungsklausel in Ziffer 3.1 der Ersetzungsvereinbarung durch folgende Regelung ersetzt:

Verbundene Unternehmen. „Verbundene Unternehmen“ im Sinne des Vertrages sind abweichend von Ziffer 1 des Vertrages die folgenden Behörden, Dienststellen oder juristischen Personen, solange und soweit die jeweilige Einrichtung nicht in nennenswertem Umfang Leistungen erbringt, welche mit vergleichbaren Leistungen von Unternehmen der Privatwirtschaft im Wett​bewerb stehen:

a) Dienststellen und sonstige Einrichtungen der unmittelbaren und mittelbaren Bundesverwaltung, unabhängig von ihrer Rechtsform, einschließlich deren öffentlich-rechtliche Körperschaften, Anstalten und Stiftungen des öffentlichen Rechts,

b) Dienststellen und sonstige Einrichtungen der unmittelbaren und mittelbaren Verwaltung der Länder, unabhängig von ihrer Rechtsform, einschließlich der Verwaltung der Landkreise, Städte und Gemeinden, deren öffentlich-rechtliche Körperschaften, Anstalten und Stiftungen des öffentlichen Rechts,

c) Sonstige Körperschaften, Anstalten und Stiftungen des öffentlichen Rechts,

d) Gemeinnützige Stiftungen des Privatrechts und gemeinnützige Vereine, soweit nach deren Satzung ausschließlich auf das Gemeinwohl gerichtete und keine privaten Zwecke verfolgt werden, Gewerkschaften und Parteien,

e) Eigenbetriebe und wirtschaftliche Unternehmen, an deren Kapital oder Gewinn die öffentliche Hand zumindest 50 % beteiligt ist, z.B. von Bundesministerien, von Landesministerien, von Gemeinden sowie von öffentlichen-rechtlichen Körperschaften, Anstalten und Stiftungen des öffentlichen Rechts,

f) Krankenhäuser, wenn im jeweiligen Krankenhausplan mit mindestens 90 % der Betten geführt

g) institutionell, zumindest 50 % aus öffentlichen Mitteln geförderte Zuwendungsempfänger, 

h) Einrichtungen mit Forschungsaufgaben und Forschungseinrichtungen gemäß Bundesbericht Forschung,

i) Gerichte und sonstige Einrichtungen der Judikative der Bundesrepublik Deutschland und Länder sowie

j) Verfassungs- und Gesetzgebungsorgane des Bundes und der Länder

k) sonstige öffentliche Einrichtungen, Einrichtungen mit öffentlichem Auftrag oder mit ausschließlich auf das Gemeinwohl gerichteten Zielsetzungen, deren Verfassung, Tätigkeiten und Zielsetzungen nach übereinstimmender Auffassung der Parteien dieses Vertrages mit den Grund​sätzen dieses Vertrages vereinbar sind.

Das BMI und die vorstehenden verbundenen Unternehmen werden zusammen die "berechtigten Einrichtungen" genannt.

Wenn eine Einrichtung, die in Ziffer 1.1 (a) bis (k) genannt ist, in nennenswertem Umfang, jedoch nicht überwiegend, Leistungen erbringt, welche mit vergleichbaren Leistungen von Unternehmen der Privatwirtschaft im Wett​bewerb stehen, so gilt diese Einrichtung gleichwohl als berechtigte Einrichtung. Eine solche Einrichtung darf ihren Gesamtbedarf an Produkten, die unter diesem Vertrag angeboten werden, jedoch nur zu dem Prozentsatz mit Hilfe dieses Vertrages decken, zu dem sie andere, nicht in einem solchen Wettbewerb stehende Leistungen erbringt bzw. Aufgaben erfüllt. 

Indiz für die Bestimmung des o.g. Prozentsatzes kann die Beurteilung durch die mit der Prüfung der Einrichtung beauftragten Wirtschaftsprüfer bzw. die Prüfung durch die zuständigen Finanzbehörden sein.

1.2  Die Parteien stellen klar, dass die Öffnungsklausel gemäß Ziffer 1.1 auch im Rahmen folgender unter dem Vertrag zwischen den Parteien bereits abgeschlossener Verträge Anwendung finden soll: 

· Microsoft Konzern Vertrag Nr. 72E66219 vom 26.04.2011
· Microsoft Select Vertrag Nr. 72S70000 mit Wirksamkeitsdatum 01.06.2011
Ferner stellen die Parteien klar, dass die Öffnungsklausel auf sämtliche unter den vorgenannten Verträgen zukünftig abgeschlossenen Beitritte Anwendung finden soll. 

	[image: image1]
	BMI - German Government Select Framework
	BD

	
	Participation Agreement
	Page 1 of 4



[image: image2.png]Microsoft | Volume Licensing



[image: image3.jpg]


